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N I E D E R S C H R I F T  
Z U R  S I T Z U N G  D E S  
R A T E S   
 

Sitzungs-Nr./Gremium/Wahlperiode: 
23. Rat 2004-2009 

Sitzungsdatum:  
27.03.2007 

 
Niederschrift 

Übach-Palenberg, den 27.03.2007 
 
Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Paul Schmitz-Kröll versammelte sich heute um 
18:00 Uhr im großen Sitzungssaal des Rathauses der 
 

Rat der Stadt Übach-Palenberg 
 
um über folgende Tagesordnung zu beraten: 

 
T a g e s o r d n u n g 

 
A) Öffentliche Sitzung 

 1.   Genehmigung der Niederschriften der letzten Sitzungen 
  
 2.   Bericht über die Ausführung der Beschlüsse des Rates vom 26.09.2006 aus 

öffentlicher Sitzung 
  
 3.   Vorstellung des Entwurfs der 4. Fortschreibung des Schulentwicklungsplans 

(SEP) der Stadt Übach-Palenberg 
  
 4.   Schulorganisatorische Änderungen, hier: GGS Marienberg 
  
 5.   Schulorganisatorische Änderungen, hier: 3. Neufassung der Rechtsverordnung 

(RVO) über die Bildung von Schulbezirken bzw. von Schuleinzugsbereichen 
  
 6.   Vorstellung der beabsichtigten Änderung des Raumprogramms der Gem.-

Grundschule Frelenberg 
  
 7.   Vorstellung der beabsichtigten Einzäunung und Videoüberwachung an der 

Gem.-Grundschule Frelenberg 
  
 8.   Anmeldezahlen an den weiterführenden Schulen der Stadt Übach-Palenberg, 

insbesondere unter Berücksichtigung der Aufnahmekapazitäten im Schulzent-
rum (Willy-Brandt-Gesamtschule und Städt. Realschule) 

  
 9.   Umwandlung der Gem.-Grundschule Boscheln zur Offenen Ganztagsgrund-

schule 
  
 10.   Umgestaltung der Kath. Grundschule Scherpenseel zur Offenen Ganztags-

grundschule 
  
 11.   Umgestaltung der Comeniusschule zur Offenen Ganztagsschule 
  
 12.   Umwandlung der Gemeinschaftshauptschule Übach-Palenberg in eine Ganz-

tagsschule 
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 13.   Antrag der Gem.-Hauptschule Übach-Palenberg auf Errichtung einer Schulturn-

halle 
  
 14.   Bekanntgabe des Ergebnisses der Jahresrechnung 2006 nach § 92 (2) GO NW 

(alte Fassung) 
  
 15.   Bekanntgabe und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

im Haushaltsjahr 2006 nach § 82 (1) GO NW (alte Fassung) 
  
 16.   Bebauungsplan Nr. 104 - Wohnpark Rimburg V - 1. vereinfachte Änderung 

hier: Aufstellungsbeschluss und Anordnung des Beteiligungsverfahrens 
  
 17.   Festlegung des Termins für den 27. Bürgerempfang und das Neujahrskonzert in 

2008 
  
 18.   Benefizkonzert mit dem Luftwaffenmusikkorps 3 aus Münster, im Pädagogi-

schen Zentrum, am 15.11.2007 
  
 19.   Kindertheater im Dezember 2007 
  
 20.   Erweiterungen zur Tagesordnung 
  
 20.1.   Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen 

aus besonderem Anlass 
  
 20.2.   Bebauungsplan Nr. 85 - David-Hansemann-Straße - 1. Änderung 

hier: Anordnung einer Einwohnerversammlung 
  
 21.   Bericht und Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
  Anfragen 
  

B) Nichtöffentliche Sitzung 

 22.   Bericht über die Ausführung der Beschlüsse des Rates vom 26.09.2006 aus 
nichtöffentlicher Sitzung 

  
 23.   Erweiterungen zur Tagesordnung 
  
 23.1.   Erwerb des Grundstücks Flur 59 Nr. 84, groß 57.696 qm 
  
 23.2.   Veräußerung eines Gewerbegrundstückes 
  
 24.   Bericht und Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
  Anfragen 
  
 
 
 
 
 



- 3 - 

  Seite 3 von 26 
 
 

 
Es waren anwesend: 
 
 Stadtverordnete 
 
Frau Bärbel Bartel SPD  
Frau Roswitha Bischhaus-Trotnow UWG  
Herr Bernhard Brade CDU  
Herr Sascha Derichs SPD  
Herr Thomas Dieckmann UWG  
Herr Herbert Fibus SPD  
Herr Joachim Fröhlich SPD  
Herr Fred Fröschen CDU  
Herr Peter Fröschen CDU  
Frau Karin Fürkötter SPD  
Herr Paul Josef Gerschel SPD  
Frau Silvia Gillen CDU  
Herr Gerhard Gudduschat CDU  
Herr Herbert Konrads CDU  
Herr Hans-Josef Krawanja SPD  
Herr Leo Meertens UWG  
Frau Petra Meyer UWG  
Herr Manfred J. Offermanns FDP  
Frau Eva Maria Piez SPD  
Herr Rainer Rißmayer B'90/Die Grünen  
Frau Vera Sarasa UWG  
Herr Wolfgang Schneider SPD  
Herr Matthias Spätgens SPD  
Herr Gerd Streichert SPD  
Frau Erika Tanzer SPD  
Herr Björn Utecht B'90/Die Grünen  
Herr Günter Weinen CDU  
Frau Corinna Weinhold UWG  
Herr Heiner Weißborn SPD  
Herr Hubert Wynands CDU  
 
Es fehlten die Stadtverordneten 
 
Herr Josef Fröschen CDU  
Herr Hans-Georg Overländer SPD  
 
 Verwaltungsbedienstete 
 
Herr Bürgermeister Paul Schmitz-Kröll   
Herr Erster Stadtbeigeordneter Engelbert Piotrowski   
Herr Beigeordneter für Planen und Bauen Volker Schlüter   
Herr Kämmerer Bernd Schmitz   
Herr Stadtoberverwaltungsrat Heinz Waliczek   
Herr Stadtoberverwaltungsrat Hans-Peter Gatzen   
Herr Stadtoberamtsrat Franz Janssen   
Herr Stadtamtmann Michael Wirth   
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 Schriftführer 
 
Herr Stadtamtmann Thomas Schröder   
 
 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll stellte die ordnungsgemäße Einladung und die Beschluss-
fähigkeit des Rates fest. Er begrüßte die Stadtverordneten, den Vertreter der Presse sowie 
die Zuhörer zur Sitzung.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll wies darauf hin, dass den Stadtverordneten zu den Punk-
ten  
 
20.1 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufstellen aus be-

sonderen Anlass und  
 
20.2 Bebauungsplan Nr. 85 - David-Hansemann-Straße - 1. Änderung 

hier: Anordnung einer Einwohnerversammlung 
 

fristgerechte Erweiterungen zur Tagesordnung zugegangen seien. Weiterhin sei mit 
Schreiben vom 23.03. zu zwei Punkten im nichtöffentlichen Teil die Bitte um Erweiterung 
der Tagesordnung an die Stadtverordneten versendet worden.  
 
Beschluss: 
 
Die Tagesordnung wird in den Punkten 
23.1 Erwerb des Grundstückes Flur 59 Nr. 84, groß 57.696 qm und 
23.2 Veräußerung eines Gewerbegrundstückes  
erweitert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Stadtverordneter Weinen erklärte für die CDU-Fraktion am Ende der öffentlichen Sitzung 
zwei Anfragen stellen zu wollen. 
 
Stadtverordneter Weißborn erklärte ebenfalls, für die SPD-Fraktion am Ende der nichtöf-
fentlichen Sitzung drei Anfragen an die Verwaltung richten zu wollen. 
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A) Öffentliche Sitzung 

 1 Genehmigung der Niederschriften der letzten Sitzungen 

  
 Beschluss: 

 
Die Niederschriften zu folgenden Sitzungen des Rates der Stadt Übach-
Palenberg werden genehmigt: 

a) Sitzung vom 06.02.2007 
b) Sitzung vom 13.03.2007 

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
Jeweils einstimmig 
 
 

 2 Bericht über die Ausführung der Beschlüsse des Rates vom 26.09.2006 aus 
öffentlicher Sitzung 

  
 Der Bericht über die Beschlüsse des Rates vom 26.09.2006 aus öffentlicher 

Sitzung wurde ohne Fragen und ohne Widerspruch zur Kenntnis genommen. 
 

  
 3 Vorstellung des Entwurfs der 4. Fortschreibung des Schulentwicklungsplans 

(SEP) der Stadt Übach-Palenberg 

  
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass er schon zu diesem Punkt auf die sich 
abzeichnende Entwicklung für die Grundschule Marienberg eingehen wolle. Die 
Schulentwicklungsplanung sei eine gesetzliche Verpflichtung, mit der sich die Kom-
munen in regelmäßigen Abständen zu befassen hätten. Der Schulentwicklungsplan 
befasse sich mit aktuellen Prognose-Rechnungen für die einzelnen Schulen der 
Stadt Übach-Palenberg und gebe Auskunft darüber, mit welchem Schüleraufkom-
men vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung in den kommenden 
Jahren zu rechnen sei. 
Der Schulentwicklungsplan sei zuletzt vor 4 ½ Jahren behandelt worden. Hier seien 
für die Grundschule Marienberg 74 Schüler ausgewiesen worden. Die Firma 
KOMPLAN, die die Schulentwicklungsplanung schon seit Jahren für die Stadt Ü-
bach-Palenberg erstelle, habe für die GGS Marienberg dabei folgende Prognose 
abgegeben: 
„Die im Schuljahr 2002/03 von 74 Schülern besuchte und vier Klassen bildende 
Schule ist gegenwärtig glatt einzügig. Auch im mittelfristigen Planungszeitraum wird 
an der GGS Marienberg voraussichtlich immer eine Eingangsklasse gebildet, so 
dass die gegenwärtige Größenordnung beibehalten wird. Die Schülerzahlen werden 
mittelfristig sogar ansteigen und am Ende des Planungszeitraumes wieder bei ca. 
100 liegen.“ 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll betonte, dass sich die Prognose leider nicht be-
wahrheitet habe. Insbesondere für das Schuljahr 2007/08 habe man 26 Schüler 
prognostiziert. Tatsächlich liege die Anmeldezahl jedoch nur bei 13 Schülern. Dem 
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Planungsbüro sei in diesem Zusammenhang jedoch kein Vorwurf zu machen. 
Er habe hierzu die Bevölkerungsentwicklung der Stadt und insbesondere Marien-
bergs untersucht und festgestellt, dass alleine im letzten Jahr eine Verringerung der 
Einwohnerzahlen im Stadtgebiet von 121 Personen zu verzeichnen sei. Dabei seien 
mit einer Zahl von 70 mehr Sterbefälle als Geburten zu registrieren gewesen. Wei-
terhin seien 51 Personen mehr weggezogen als ins Stadtgebiet zugezogen. Bezo-
gen auf Marienberg falle diese Entwicklung noch augenfälliger ins Bild. Innerhalb 
eines Jahres habe sich hier die Einwohnerzahl um 58 Personen reduziert. 
Die Frage stelle sich nun, wie dieses Phänomen zu erklären sei. Ein großes Prob-
lem seien in Marienberg sicherlich auch die leerstehenden Wohnungen der Woh-
nungsbaugesellschaften. Die Carolus-Magnus-GmbH habe z.Zt. von ihren 250 
Wohnungen im gesamten Stadtgebiet 32 in Marienberg leer stehen. 
Bei der von der Stadtverwaltung durchgeführten Umfrage bei aus dem Stadtgebiet 
wegziehenden Personen habe man herausgefunden, dass fehlende Arbeitsplätze in 
Wohnortnähe und der Umzug von Studierenden zu ihrem Studienort eine Ursache 
hierfür sei. Die teilweise geäußerte Befürchtung, dass das Neubaugebiet Kirchen-
weg eine Auswirkung auf die Einwohnerstruktur in Marienberg habe, sei ebenfalls 
untersucht worden. Die Grundstückskäufer seien zur Hälfte Einwohner aus dem 
Stadtgebiet und zur anderen Hälfte Neubürger, die sich in Übach-Palenberg ansie-
deln wollen. 
Bezogen auf die Schulentwicklungsplanung müsse jedoch festgestellt werden, dass 
kaum Familien mit Kindern im Kindergarten- und Grundschulalter dazukommen. 
Das Fazit sei deshalb eindeutig und spreche eine deutliche Sprache. Es gebe leider 
keine Signale, warum sich diese Entwicklung der Einwohnerzahlen in Marienberg 
signifikant verbessern sollte. Vor allen der Geburteneinbruch wirke sich jetzt schon 
katastrophal aus. Die demographische Entwicklung habe auch Übach-Palenberg 
nunmehr eingeholt. Völlig fehl am Platze und sicherlich für Marienbergs Entwicklung 
nicht förderlich sei das unverantwortliche Schlechtreden von Marienberg, wie es 
selbst Parteivorsitzende in unserer Stadt tun. 
Marienberg sei kein fünftes Rad am Wagen. Man mag den Zustand der Straßen in 
Marienberg mit Recht bemängeln, entsprechende Mittel seien allerdings schon im 
Haushalt 2007 in Höhe von 90.000 Euro bereitgestellt worden. Auch für die folgen-
den Jahre sehe die Planung hier einen weiteren Investitionsbedarf vor. Dennoch 
glaube er mit Recht sagen zu können, dass sich Marienberg gerade auch mit sei-
nen vielfältigen Einrichtungen gut präsentieren könne. Er erinnerte daran, dass die 
Musikschule, die Förderschule, Hütte der Begegnung und auch die Nahversorgung 
durch einen neuen LIDL-Markt für Marienberg sprechen. Weiterhin erinnerte er 
auch an die unmittelbare Nähe des Naherholungsgebietes sowie weiterer Spiel- 
und Sportplätze. Diese bereichern den Wohnwert nicht unerheblich. 
Im vorliegenden Fall könne er selbstverständlich die Enttäuschung der Eltern gut 
verstehen. Insbesondere auch weil von politischer Seite die eine oder andere voll-
mundige Zusicherung ausgesprochen wurde, die sich jedoch nicht an der Rechtsla-
ge und den konkreten Fakten orientiert habe. 
Es gehe einzig und allein darum, dass das Schulgesetz eine Zahl von mindestens 
18 Kindern für den Einschulungsjahrgang vorschreibe. Angemeldet seien jedoch in 
Marienberg nur 13 Schüler. Alle Beteiligten seien jedoch über die Rechtslage ge-
nauestens informiert. Diese sei auch in den entsprechenden Gremien einzeln dar-
gelegt worden. Sowohl von der Firma KOMPLAN als auch durch Schulamtsdirektor 
Kaiser vom Kreis Heinsberg seien hierzu konkrete Aussagen gegeben worden. Er 
erinnerte daran, dass der Schulrat auch aus pädagogischen Gründen die Fortfüh-
rung der Grundschule Marienberg für nicht vertretbar halte.  
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Er und so denke er auch der Stadtrat sähen diese Entwicklung mit großem Bedau-
ern. Aber eine andere Möglichkeit als die Schließung eröffne sich leider nicht.  
 
Stadtverordnete Weinhold erklärte, dass auch die UWG-Fraktion anfänglich die 
Situation ähnlich eingeschätzt habe und die Überlegung zur Schließung der Schule 
nachvollziehen konnte. Nach Gesprächen mit der Schulleiterin und der Schulpfleg-
schaftsvorsitzenden der GGS schlage man jedoch vor, das geprüft werde, die GGS 
Marienberg durch die Möglichkeit einer integrativen Beschulung mit der Comeni-
usschule zu erhalten. Sie verlas hierzu folgenden Antrag: 
 
„UWG-Fraktion im Rat 
der Stadt Übach-Palenberg      27.03.2007       
 
Stadtverwaltung Übach-Palenberg 
Herrn Paul Schmitz-Kröll 
Rathausplatz 4 
52531 Übach-Palenberg  
 
Prüfauftrag: Erhaltung der GGS Marienberg durch die integrative Beschulung GGS 
Marienberg/ Comenisschule 
 
Sehr geehrte Herr Schmitz-Kröll, 
 
die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, inwieweit die Möglichkeit besteht, die Auf-
lösung der GGS Marienberg zu verhindern, indem in den Jahrgangsstufen 1 - 4 ei-
ne integrative Beschulung zwischen der GGS Marienberg und der Comeniusschule 
stattfindet. Durch den Wechsel der Schüler im Grundschulalter in den Klassen 1 / 2 
und 3 / 4 der Comeniusschule (z.Zt. 27 Kinder) wäre eine Existenzsicherung der 
GGS Marienberg nach Auffassung der UWG gewährleistet. 
 
Schon heute werden die Kinder teilweise gemeinsam unterrichtet und profitieren 
von dieser Schulform. Schüler müssten nicht auf die verschiedenen Grundschulen 
der Stadt verteilt werden und soziale Kontakte blieben erhalten. Ökologisch und 
ökonomisch ein Gewinn für unsere Stadt. Dieses Modell wird bereits seit Jahren in 
den Nachbargemeinden erfolgreich praktiziert. Abschließend wäre noch zu bemer-
ken, dass die Umsetzung dieses Konzeptes für die Stadt nahezu kostenneutral ist. 
 
Nähere Erläuterungen werden gerne in der Sitzung gegeben. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
gez. Corinna Weinhold 
Fraktionsvorsitzende 
der Unabhängigen Wählergemeinschaft Übach-Palenberg“ 
 
Stadtverordnete Weinhold erklärte, dass sowohl durch die Schulleiterin als auch 
durch die Schulpflegschaftsvorsitzende der GGS diese Möglichkeit begrüßt wurde. 
Sie habe sich in dem Zusammenhang auch mit Herrn Krämer von der Bezirksregie-
rung als Vertreter der oberen Schulaufsichtsbehörde unterhalten. Sie kenne ihn per-
sönlich von ihrer Schultätigkeit in Baesweiler, wo er wohlwollend ein ähnliches Pro-
jekt begleitet habe. Auch wenn er sich bezüglich des vorliegenden Falles eher zu-
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rückhaltend geäußert habe, solle jedoch die rechtliche Möglichkeit durchgeprüft 
werden. Sie bitte deshalb die Angelegenheit zur Grundschule Marienberg auf die 
Sondersitzung des Rates am 2. Mai zu vertagen.  
 
Erster Stadtbeigeordneter Piotrowski erklärte, dass er ebenfalls mit Herrn Krämer 
von der Bezirksregierung Köln gesprochen habe. Dieser habe ihm erklärt, dass ein 
solcher Antrag, wie er von der UWG-Fraktion vorgetragen wurde, auf jeden Fall ab-
gelehnt werden würde. Das in der Stadt Baesweiler durchgeführte Modell sei nicht 
zu vergleichen. In Baesweiler wurde eine Förderschule geschlossen. Um die betrof-
fenen Kinder jedoch nicht zur nächsten Förderschule bringen zu müssen, habe man 
den gemeinsamen Unterricht in einer naheliegenden Grundschule eingerichtet. Dies 
sei auch nur hilfsweise geschehen. Grundsätzlich gelte, dass als Förderort die För-
derschule und nicht die Grundschule festgelegt worden sei. 
 
Stadtverordneter Weinen fragte in Richtung Bürgermeister Schmitz-Kröll, ob dieser 
in einem Radiointerview bestätigt habe, dass die Grundschule Marienberg ge-
schlossen werde.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass er innerhalb der gesamten Diskussion 
auch zu einem Radiointerview gebeten wurde. Darin habe er lediglich gesagt, dass 
zu vermuten sei, dass aufgrund der bestehenden Rechtslage mit einer Entschei-
dung zur Schließung der Grundschule Marienberg gerechnet werden könne. Eine 
Formulierung, dass die Grundschule geschlossen werde, habe er mit Sicherheit 
nicht getroffen, da er um die Zuständigkeiten des Rates in dieser Angelegenheit 
wisse.  
 
Stadtverordneter Weinen erinnerte an die seinerzeitige Forderung der CDU Scher-
penseel den Bereich zwischen Scherpenseel und Marienberg durch Wohnbauge-
biete zu schließen. Dieser hätte sicherlich die geforderten Einwohner und Schüler-
zahlen mit sich gebracht. Im vorliegenden Fall stelle sich jedoch für die CDU-
Fraktion die Frage, was zu machen sei. Die Möglichkeit eines Teilstandortes oder 
einer sofortigen Schließung stehe ebenso im Raum wie die Möglichkeit zur Bildung 
eines Schulverbundes. Die in der Sitzungsvorlage zur Schul-, Sport- und Kulturaus-
schusssitzung vorgestellte Vorgehensweise neben der Grundschule Marienberg 
auch noch eine weitere Grundschule aufzulösen und dann eine neue Schule zu er-
richten, könne er so nicht aus dem Schulgesetz herauslesen. Er interpretiere es so, 
dass nur eine Verbundschule oder ein Teilstandort vorgesehen sei. Für ihn stelle 
sich weiterhin die Frage, wie sich die Fahrtkosten für die Schüler entwickeln. Insbe-
sondere die Tatsache, dass die Marienberger Schüler in Zukunft mittels Schüler-
transport in die umliegenden Grundschulen gebracht werden müssten, sei in die 
Kostenkalkulation mit einzubeziehen. Er halte den Vorschlag der UWG-Fraktion für 
prüfenswert und schließe sich der Bitte um Vertagung des Punktes auf die Sonder-
sitzung des Rates am 2. Mai an.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass, sollte die Vertagung gewünscht sein, 
dies durchaus so gemacht werden könne. Er frage sich jedoch, warum diese Ent-
scheidung nicht schon jetzt getroffen werden könne. Die Unterlagen seien vorhan-
den und das Thema durchaus bekannt. Letzte Woche habe auch der Schulrat in der 
Fachausschusssitzung fast zwei Stunden für sämtliche Fragen zur Verfügung ge-
standen und die Beschlussempfehlung des Fachausschusses sei auch so eindeutig 
gewesen, dass eigentlich mit einer Entscheidung zum heutigen Tage gerechnet 
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werden konnte. 
Man müsse bedenken, dass gerade die Eltern in der Situation stehen, sich für eine 
Schule für ihr Kind zu entscheiden. Eine Vertagung verkürze den Zeitraum, an dem 
Klarheit herrsche und entsprechende Entscheidungen von den Eltern vorgenom-
men werden könnten. 
Er appellierte noch einmal dafür, dieses Thema sachgerecht zu behandeln und die 
bestehende Gesetzeslage nicht außer Acht zu lassen. 
Das Thema sei zu wichtig, um es dem parteipolitischen Populismus zu opfern.  
 
Stadtverordneter Weißborn erklärte, die Argumente des Bürgermeisters nachvoll-
ziehen zu können und unterstützen zu wollen. Man müsse auch den Mut zur Wahr-
heit in dieser Situation haben. Er stelle sich jedoch die Frage, warum die Stadtver-
ordneten Weinen und Weinhold nicht schon am vergangenen Donnerstag ihre Be-
denken vorgebracht hätten. Die Sachlage sei auch schon zu diesem Zeitpunkt be-
kannt gewesen. Man wolle jedoch den Vertagungswunsch des Stadtverordneten 
Weinen unterstützen, wenn dies die Möglichkeit beinhalte die Sachlage zur erhel-
len. An die Verwaltung richtete er die Bitte, die Frage der zusätzlichen Fahrtkosten 
nach Schließung der Schule Marienberg ermitteln zu lassen. Weiterhin halte er es 
für angezeigt, die Streckenführung für den ÖPNV durch Marienberg neu zu über-
denken.  
 
Stadtverordnete Weinhold verteidigte ihren heutigen Antrag damit, dass am ver-
gangenen Donnerstag die entsprechenden Rücksprachen mit der Leiterin der Schu-
le sowie der Schulpflegschaftsvorsitzenden noch nicht erfolgt seien und sie es als 
unredlich empfinden würde, über deren Köpfe einen entsprechenden Vorschlag 
vorzubringen.  
 
Stadtverordneter Meertens erkundigte sich danach, welche negativen pädagogi-
schen Auswirkungen kleinere Klassen erzeugen würden.  
 
Stadtverordneter Weinen erklärte, in der Schulausschusssitzung sich anders zu 
diesem Thema entschieden zu haben. Er erinnerte daran, dass man allerdings nur 
10 Tage Zeit zur Vorbereitung für diese Sitzung gehabt habe. Gerade die Aus-
schusssitzung, in der die Eltern ihre Sorgen und Ängste artikulieren konnten, habe 
ihn nachdenklich gemacht. 
Ihn ärgere es, dass in der erneuten Beschlussvorlage die Auflösung der GGS Ma-
rienberg mit dem Ende des Schuljahres 2007/08 vollzogen werden solle. Dies sei 
so in der Schulausschusssitzung nicht gesagt worden. Man solle für die Abwicklung 
schon eine größere Zeitspanne berücksichtigen. 
Ihn interessiere ebenfalls wie die Kostenentwicklung im Schülerverkehr sich durch 
die schulorganisatorische Änderung darstellen werde. Weiterhin interessiere ihn 
welche Auswirkung die Aufhebung der Schulbezirke nach sich zögen, die letztend-
lich auch zu einem anderen Wahlverhalten der Eltern führen könne.  
 
Erster Stadtbeigeordneter Piotrowski erklärte, dass sowohl in der Sitzungsvorlage 
als auch in der Sitzung selber die aufgeworfenen Fragen schon beantwortet wur-
den. Natürlich solle der Elternwille bei den entsprechenden Neuaufteilungen be-
rücksichtigt werden. Man habe nur darum gebeten schon heute die Entscheidung 
zu treffen, um den Eltern Planungssicherheit zu geben. 
In Bezug auf den Antrag der UWG-Fraktion sei eindeutig, dass eine integrative Be-
schulung zwischen Comenius- und Grundschule Marienberg nicht erfolgen könne. 
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Die Eltern der Förderschulkinder haben sich für den Standort der Förderschule Co-
meniusschule entschieden. Im Nachhinein eine integrative Beschulung in einer all-
gemeinen Schule zu beschließen sei gesetzlich nicht möglich. Er werde allerdings 
gerne noch einmal mit der Bezirksregierung Kontakt aufnehmen. In Bezug auf die 
Möglichkeit der Schaffung einer Verbundschule verwies er auf die Ausführungen 
des Schulrates, dass zwei Schulen geschlossen und eine neue gebildet werden 
könne. In Bezug auf Teilschulen sei wichtig, dass zumindest eine einzügige Schule 
erhalten bleiben müsse. Zu der Frage der Schülerfahrtkosten erklärte er, dass 61 
Schüler zusätzlich befördert werden müssten. Die Entfernung zur nächstgelegenen 
Grundschule in Palenberg betrage 1,4 Kilometer. Dies sei eine durchaus zumutbare 
Entfernung. In einem vergleichbaren Fall einer anderen Gemeinde werde sogar die 
Entfernung von 9 Kilometern als zumutbar für den Transport von Kindern erachtet. 
Bei dieser Gelegenheit monierte er auch die falsche Berichterstattung, die ihm die 
Argumentation in den Mund gelegt habe, dass die Auflösung der GGS Marienberg 
mit dem Raumbedarf der Comeniusschule in Zusammenhang stehe. Natürlich sei 
es so, dass wenn diese Räume leer stünden, eine Nutzung sinnvoller weise auch 
durch die Comeniusschule erfolgen könne, dies jedoch als Motiv für die Schul-
schließung darzustellen sei unwahr. In Bezug auf die Frage, ob es durch den Weg-
fall der Schulbezirke zu starken Schwankungen bei den Anmeldezahlen in den 
Schulen führen werde, erklärte er, dass dies eher unwahrscheinlich sei, da eine 
wohnortnahe Einschulung von den Eltern favorisiert werde und eher nicht damit zu 
rechnen sei, dass etwa Eltern aus Scherpenseel ihr Kind in Übach zur Grundschule 
schicken möchten.  
 
Stadtverordneter Derichs erklärte, dass er sehr überrascht über die von der Stadt-
verordneten Weinhold und dem Stadtverordneten Weinen vorgebrachten Redebei-
träge gewesen sei. Die SPD-Fraktion sei ebenfalls nicht für die Schließung der 
Grundschule in Marienberg, sondern würde gerne noch andere Möglichkeiten in 
Betracht ziehen, sofern sie rechtlich möglich seien. Vom Schulministerium werde 
eindringlich darauf hingewirkt, dass alle Schulen, die unter eine Einzügigkeit fallen, 
zwingend zu schließen seien. Eine Auswahloption stehe den Kommunen deshalb 
nicht zur Verfügung. In Bezug auf die Frage, ob nicht kleinere Schulklassen eher 
günstiger für den Unterricht seien, verdeutliche er, dass es im vorliegenden Fall 
nicht um kleine Schulklassen, sondern um kleine Jahrgänge gehe, die eine sinnvol-
le Unterrichtung mit Lehrern gar nicht mehr ermöglichen könne. Schließlich müss-
ten die Lehrpersonen zu unterschiedlichen Unterrichtsfächern auch für so eine 
Schule vorgehalten werden. 
Er plädiere aber auch dafür, dass der Punkt vertagt werde, spreche sich jedoch da-
für aus, dass man das Gesetz sowie die entsprechenden Richtlinien nicht aus den 
Augen lasse und sich dieser Realität stelle. 
Zu einer Entscheidung verwies er darauf, dass von Seiten des Schulrates eindring-
lich darum gebeten wurde, so schnell wie möglich zu entscheiden.  
 
Erster Stadtbeigeordneter Piotrowski zeigte sich verwundert darüber, dass die 
Stadtverordnete Weinhold nicht auch die Leiterin der Comeniusschule, Frau Müller-
Mingenbach, in ihrer Rückfrage mit einbezogen habe. 
In Bezug auf die Frage des Stadtverordneten Meertens, ob kleinere Klassen nicht 
eher vorteilhaft für die Unterrichtsgestaltung seien erklärte er, dass dies mit Sicher-
heit von Vorteil wäre, jedoch bitte auf die organisatorischen Probleme der zu klei-
nen Eingangsjahrgänge geschaut werden müsse. 
Schließlich seien, wie der Stadtverordnete Derichs schon formulierte, die entspre-
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chenden Lehrer vorzuhalten. Bei Jahrgängen unter 18 Schülern stehe dies in einem 
schlechten Verhältnis zur Anzahl der vorzuhaltenden Lehrpersonen.  
 
Stadtverordnete Piez erklärte, dass sie heute am liebsten auch nicht entscheiden 
würde, aber nicht aufgrund der Tatsache, dass die Argumente schlecht oder nicht 
geprüft seien, sondern weil sie emotional mit den Eltern der Marienberger Kinder 
mitfühlen könne.  
Sie ärgere sich jedoch darüber, dass man teilweise vorgeworfen bekomme, sich 
nicht genug für den Erhalt der Marienberger Schule eingesetzt zu haben, da von 
der anderen politischen Seite offensichtliche rechtliche und tatsächliche Gegeben-
heiten ignoriert würden. Dieses wichtige Thema mit Populismus anzugehen halte 
sie für den falschen Weg. Sie bedauerte, dass wenn man nicht in die gleiche Kerbe 
schlage, bei einigen offensichtlich der Eindruck entstehe sich für den Erhalt der 
Schule nicht ausreichend eingesetzt zu haben.  
 
Stadtverordnete Meyer erklärte, dass es sich nicht um eine parteipolitische Ausei-
nandersetzung oder Vereinnahmung des Themas gehe. Es gehe um die Kinder in 
Marienberg und aus diesem Grunde solle bitte geprüft werden, was möglich sei.  
 
Stadtverordneter Weinen plädierte dafür, nicht nur die rechtlichen oder gesetzlichen 
Vorgaben in die Betrachtung mit einzubeziehen, sondern immer im Augenmerk zu 
haben, was das Beste für die Kinder sei. In diesem Zusammenhang solle nicht nur 
die Angelegenheit vertagt, sondern auch entsprechend diesem Maßstab geprüft 
werden. Insbesondere bitte er, die Auslegung des § 82 SchG mit einzubeziehen. 
 
Stadtverordneter Fröhlich merkte an, dass man den Eltern nicht zu viele Hoffnun-
gen geben dürfe. Die rechtliche Bewertung zeige schon jetzt, dass ein Weiterbetrieb 
der Marienberger Schule eher sehr unwahrscheinlich sei. Man könne mit Sicherheit 
prüfen, aber müsse sich darüber im Klaren sein, dass nur wenig Hoffnung bestehe. 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass er nunmehr zuerst über den anste-
henden Punkt 3 der vierten Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes abstim-
men lassen wolle. 
 

 Beschluss: 
 
Der von der Arbeitsgemeinschaft Kommunale Planung (KOMPLAN) ausgear-
beiteten 4. Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes (SEP) der Stadt Ü-
bach-Palenberg wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 4 Schulorganisatorische Änderungen, hier: GGS Marienberg 

  
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass man sämtliche aufgeworfenen Fragen 
prüfen und bis zur kommenden Ratssitzung am 2. Mai beantworten lassen werde. 
Hierbei werde man sich auch an die zuständigen Stellen wenden.  
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 Beschluss: 
 
Der Tagesordnungspunkt auf die kommende Sitzung des Rates am 02.05.2007 
vertagt. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 5 Schulorganisatorische Änderungen, hier: 3. Neufassung der Rechtsverord-
nung (RVO) über die Bildung von Schulbezirken bzw. von Schuleinzugsberei-
chen 

  
 Beschluss: 

 
Unter dem Vorbehalt schulorganisatorischer Änderungen an der GGS Ma-
rienberg wird die 3. Neufassung der Rechtsverordnung über die Bildung von 
Schulbezirken bzw. von Schuleinzugsbereichen für die öffentlichen Schulen 
der Stadt Übach-Palenberg beschlossen (Die Neufassung ist Bestandteil der 
Einladung und in der Urschriftensammlung enthalten). 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 6 Vorstellung der beabsichtigten Änderung des Raumprogramms der Gem.-
Grundschule Frelenberg 

  
 Beschluss: 

 
Der vorgestellten Planung wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 7 Vorstellung der beabsichtigten Einzäunung und Videoüberwachung an der 
Gem.-Grundschule Frelenberg 

  
 Beschluss: 

 
Der beabsichtigten Einzäunung und Videoüberwachung wird zugestimmt. Die 
noch fehlenden Haushaltsmittel in Höhe von 5.600,- € werden im Nachtrags-
haushalt bereitgestellt. 
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 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 8 Anmeldezahlen an den weiterführenden Schulen der Stadt Übach-Palenberg, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Aufnahmekapazitäten im Schul-
zentrum (Willy-Brandt-Gesamtschule und Städt. Realschule) 

  
Stadtverordneter Weißborn erklärte, dass der Schul-, Sport- und Kulturausschuss 
in seiner letzten Sitzung auch über die Zügigkeit der Gesamtschule beraten habe. 
Hier war man mehrheitlich zu der Auffassung gelangt, einen fünften Zug einmalig 
beginnend mit diesem Schuljahr zu gewähren und dem Wunsch der Eltern dieser 
Schüler zu entsprechen. 
Hierbei müsse man sich bewusst sein, dass bei einer Ablehnung der Fünfzügigkeit 
nicht nur Auswärtige, sondern auch Übach-Palenberger nicht in die Gesamtschule 
aufgenommen werden könnten. 
 
Stadtverordneter Weinen widersprach dieser Auffassung und erklärte, dass es 
durchaus auch möglich sei diese Schule vierzügig zu führen. Für alle Übach-
Palenberger Aufnahmekandidaten sei ein Platz vorhanden. Es könne nicht sein, 
dass der Schulträger das Auswahlverhalten zum Maßstab sämtlicher Forderungen 
machen müsse. Es seien insgesamt 73 auswärtige Schüler, die die Aufnahme in die 
Gesamtschule beantragt hätten. Diesen Wünschen nachzukommen und die Zügig-
keit zu erweitern werde man wohl kaum den Marienbergern erklären können.  
 
Stadtverordneter Weißborn entgegnete, dass dieser Einwand falsch und höchst 
irreführend sei. Die Schulleiter hätten gar keine Möglichkeiten einzelne Kinder abzu-
lehnen, sondern nach Erreichen der Kapazitätsgrenze müssten alle Kinder, ob sie 
nun aus Übach-Palenberg oder von auswärts kommen abgelehnt werden. Man mö-
ge doch dann dieses den betreffenden Eltern zu erklären versuchen. Er frage sich 
auch wo diese Schüler dann hin sollten. Es sei Bedarf da, der von dem Schulträger 
nicht aufgefangen werde.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll berichtete darüber, dass der Schul-, Sport- und Kul-
turausschuss in seiner letzten Sitzung eine entsprechende Beschlussempfehlung 
formuliert habe, die er nunmehr auch dem Rat zur Abstimmung vorlegen wolle. 
 

 Beschluss: 
 
1. Grundsätzlich ist die Willy-Brandt-Gesamtschule eine vierzügig zu führen-

de Schule in der Sekundarstufe I. Gegen die ausnahmsweise Einrichtung 
einer fünften Eingangsklasse im Schuljahr 2007/08 an der Willy-Brandt-
Gesamtschule werden keine Bedenken erhoben.  

 
2. Gegen die Aufnahme von auswärtigen Schülern an der Städtischen Real-

schule in Übach-Palenberg werden keine Bedenken erhoben, da durch 
Doppelanmeldungen im Schuljahr 2007/08 nur insgesamt 84 Schüler zur 
Aufnahme gelangen und auch durch Wiederholer und Schulwechsler in 
späteren Schuljahren die Dreizügigkeit nicht überschritten werden wird 
(dies wurde durch Schulleiter Heinrichs ausdrücklich bestätigt). 
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3. Gegen die Aufnahme von auswärtigen Schülern an der Gemeinschafts-

hauptschule Übach-Palenberg werden keine Bedenken erhoben, soweit 
dies erforderlich ist, um zwei kleine Eingangsklassen zu bilden. 

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
1. 21 Ja-Stimmen  

  8 Nein-Stimmen 
  2 Enthaltungen 

 
2. Einstimmig 
 
3. Einstimmig 
 
 

 9 Umwandlung der Gem.-Grundschule Boscheln zur Offenen Ganztagsgrund-
schule 

  
 Beschluss: 

 
Die GGS Boscheln wird ab dem Schuljahr 2007/2008 zu einer Offenen Ganz-
tagsgrundschule umgewandelt. Hierbei soll es sich um eine auf Dauer ange-
legte Maßnahme handeln. Der GGS Boscheln wird die Organisation und der 
Betrieb der Ganztagsgrundschule übertragen. 
 
Die Umwandlung erfolgt unter Beachtung der geltenden Erlasse und insbe-
sondere unter Beachtung folgender Maßgaben: 
 

• Die Möglichkeit des Zugangs zur Offenen Ganztagsgrundschule in Bo-
scheln erfolgt ausschließlich für Kinder, die im Einzugsbereich der 
GGS Boscheln wohnen (über Ausnahmen entscheidet die Schulleitung 
nach Beratung mit dem Schulträger), 

 
• die Stadt übernimmt eine Garantieverpflichtung für evtl. Finanzierungs-

lücken bis zur Höhe von 5.000,00 EUR jährlich, da seitens der Schule 
auf den Einsatz städt. Eigenmittel für die Ausgestaltung außerunter-
richtlicher Angebote (nach Erlass 410,00 EUR/Schüler/Jahr) zu verzich-
ten ist, 

 
• die Stadt schafft bei Bedarf einen weiteren für die Betreuung geeigne-

ten Raum (Küche/Speiseraum) durch Umbau im Bestand.  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
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 10 Umgestaltung der Kath. Grundschule Scherpenseel zur Offenen Ganztags-
grundschule 

  
 Beschluss: 

 
Die KGS Scherpenseel wird ab dem Schuljahr 2007/2008 zu einer Offenen 
Ganztagsgrundschule umgewandelt. Hierbei soll es sich um eine auf Dauer 
angelegte Maßnahme handeln. Der KGS Scherpenseel wird die Organisation 
und der Betrieb der Ganztagsgrundschule übertragen. 
 
Die Umwandlung erfolgt unter Beachtung der geltenden Erlasse und insbe-
sondere unter Beachtung folgender Maßgaben: 
 

• Die Möglichkeit des Zugangs zur Offenen Ganztagsgrundschule in 
Scherpenseel erfolgt ausschließlich für Kinder, die im Einzugsbereich 
der KGS Scherpenseel wohnen (über Ausnahmen entscheidet die 
Schulleitung nach Beratung mit dem Schulträger), 

 
• die Stadt übernimmt eine Garantieverpflichtung für evtl. Finanzierungs-

lücken bis zur Höhe von 5.000,00 EUR jährlich, da seitens der Schule 
auf den Einsatz städt. Eigenmittel für die Ausgestaltung außerunter-
richtlicher Angebote (nach Erlass 410,00 EUR/Schüler/Jahr) zu verzich-
ten ist, 

 
• die Stadt schafft bei Bedarf einen weiteren für die Betreuung geeigne-

ten Raum (Küche/Speiseraum) durch Umbau im Bestand.  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 11 Umgestaltung der Comeniusschule zur Offenen Ganztagsschule 

  
 Beschluss: 

 
Die Comeniusschule wird ab dem Schuljahr 2007/2008 zu einer Offenen Ganz-
tagsschule im Primarbereich umgewandelt. Hierbei soll es sich um eine auf 
Dauer angelegte Maßnahme handeln. Der Comeniusschule werden die Orga-
nisation und der Betrieb der Ganztagsschule im Primarbereich übertragen. 
 
Die Umwandlung erfolgt unter Beachtung der geltenden Erlasse und insbe-
sondere unter Beachtung folgender Maßgaben: 
 

• Die Möglichkeit des Zugangs zur Offenen Ganztagsschule im Primarbe-
reich steht grundsätzlich allen Kindern der Primarstufe der Comeniuss-
chule offen. 

 
• die Stadt übernimmt eine Garantieverpflichtung für evtl. Finanzierungs-

lücken bis zur Höhe von 5.000,00 EUR jährlich, da seitens der Schule 
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auf den Einsatz städt. Eigenmittel für die Ausgestaltung außerunter-
richtlicher Angebote (nach Erlass 410,00 EUR/Schüler/Jahr) zu verzich-
ten ist, 

 
• die Stadt stellt einen weiteren für die Betreuung geeigneten Raum 

durch Umbau in den Räumlichkeiten der GGS Marienberg zur Verfü-
gung.  

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
Einstimmig 
 
 

 12 Umwandlung der Gemeinschaftshauptschule Übach-Palenberg in eine Ganz-
tagsschule 

  
 Beschluss: 

 
Der Antrag der Gem.-Hauptschule Übach-Palenberg auf Umwandlung in eine 
Ganztagsschule wird für die Dauer eines Schuljahres zurückgestellt. Die Ver-
waltung wird beauftragt, für das Schuljahr 2008/09 erneut die Genehmigungs-
fähigkeit eines förmlichen Antrages auf Umwandlung bei der Bezirksregie-
rung zu prüfen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 13 Antrag der Gemeinschaftshauptschule Übach-Palenberg auf Errichtung einer 
Schulturnhalle 

  
 Beschluss: 

 
Der Antrag der Gem.-Hauptschule Übach-Palenberg auf Errichtung einer 
Schulturnhalle wird bis zur Entscheidung der Bezirksregierung über die Um-
wandlung in eine Ganztagshauptschule zurückgestellt.  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 14 Bekanntgabe des Ergebnisses der Jahresrechnung 2006 nach § 92 (2) GO NW 
(alte Fassung) 

  
 Beschluss: 

 
Das Ergebnis der Jahresrechnung wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Die Jahresrechnung wird an den Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen. 
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 Abstimmungsergebnis: 

 
Einstimmig 
 
 

 15 Bekanntgabe und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im Haushaltsjahr 2006 nach § 82 (1) GO NW (alte Fassung) 

  
 Beschluss: 

 
Die im Jahre 2006 geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben laut 
Anlage werden genehmigt (die Anlage ist Bestandteil der Einladung zu dieser 
Sitzung und in der Urschriftensammlung enthalten).  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 16 Bebauungsplan Nr. 104 - Wohnpark Rimburg V - 1. vereinfachte Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss und Anordnung des Beteiligungsverfahrens 

  
 Beschluss: 

 
1. Der Bebauungsplan Nr. 104 – Wohnpark Rimburg V – wird im vereinfach-

ten Verfahren gem. § 13 BauGB geändert. Gegenstand der Änderung ist 
die Erweiterung der Baugrenzen auf einem Grundstück. 

 
2. Der Änderungsentwurf wird beschlossen. 
 
3. Der von der Änderung des Bebauungsplanes betroffenen Öffentlichkeit 

und den von der Planänderung berührten Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange wird gem. § 13 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. 

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
Jeweils einstimmig 
 
 

 17 Festlegung des Termins für den 27. Bürgerempfang und das Neujahrskonzert 
in 2008 

  
 Beschluss: 

 
1. Der 27. Bürgerempfang findet am 12. Januar 2008, im Pädagogischen Zent-

rum, Comeniusstraße, in der Zeit von 11.00 Uhr bis 13.00 Uhr, statt. 
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2. Der Verpflichtung der Jungen Philharmonie Köln im Rahmen einer Gemein-

schaftsveranstaltung mit der Anton-Heinen-Volkshochschule und der Ge-
meente Landgraaf für das Neujahrskonzert am Samstag, 12. Januar 2008 
wird zugestimmt. 

 
Im Vorgriff auf den Haushalt 2008 wird beschlossen, die entsprechenden 
Finanzmittel für diese Veranstaltung bereitzustellen. 

 
 Abstimmungsergebnis: 

 
Jeweils einstimmig 
 
 

 18 Benefizkonzert mit dem Luftwaffenmusikkorps 3 aus Münster, im Pädagogi-
schen Zentrum, am 15.11.2007 

  
 Beschluss: 

 
Der Verpflichtung des Luftwaffenmusikkorps 3 im Rahmen eines Benefizkon-
zertes am Donnerstag, dem 15.11.2007, wird zugestimmt. 
 
Es wird beschlossen, die entsprechenden Finanzmittel für diese Veranstal-
tung bereitzustellen.  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 19 Kindertheater im Dezember 2007 

  
Bürgermeister Schmitz-Kröll berichtete, dass in der Schul-, Sport- und Kulturaus-
schusssitzung neben der Verpflichtung des Kindertheaters auch über die Höhe des 
Eintrittspreises beraten worden sei. Der Ausschuss habe sich für den geringeren 
Eintrittspreis von 1,00 € im Vorverkauf und an der Tageskasse ausgesprochen. Er 
werde über den ursprünglichen Vorschlag von 3,00 € sowie die Reduzierung auf 
1,00 € jeweils separat abstimmen lassen. 
 

 Beschluss: 
 
Der Verpflichtung des Kindertheaters „Dschungelbuch“ für  2 Weihnachts-
vorstellungen im Theater Traumkarussell (Ingrid Heinze) am 05. und 06. De-
zember 2007 wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
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Beschluss: 
 
Als Eintrittspreis wird im Vorverkauf und an der Tageskasse ein Preis von 
3,00 € pro Person beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
14 Ja-Stimmen 
16 Nein-Stimmen 
  1 Enthaltung 
 
Beschluss: 
 
Als Eintrittspreis wird für den Vorverkauf und an der Tageskasse ein Betrag 
von 1,00 € pro Person beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
17 Ja-Stimmen 
  6 Nein-Stimmen 
  8 Enthaltungen 
 
 

 20 Erweiterungen zur Tagesordnung 

  
 20.1 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen 

aus besonderem Anlass 

  
 Beschluss: 

 
Die beiliegende Neufassung der ordnungsbehördlichen Verordnung über das 
Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass wird beschlossen 
(die Neufassung der ordnungsbehördlichen Verordnung ist Bestandteil der 
Einladung zu dieser Sitzung und in der Urschriftensammlung enthalten).  
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 20.2 Bebauungsplan Nr. 85 - David-Hansemann-Straße - 1. Änderung 
hier: Anordnung einer Einwohnerversammlung 

  
Stadtverordneter Rißmayer erklärte, dass von Seiten der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen die sachkundige Bürgerin Brigitte Appelrath an der Versammlung teilneh-
men werde. 
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 Beschluss: 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer Auslegung des 
Planentwurfes in der Zeit vom 19. März bis 24. April 2007 wird durch eine Ein-
wohnerversammlung ergänzt. 
Folgende Personen nehmen an der Einwohnerversammlung teil: 
 
Für die Fraktion der SPD: Die Stadtverordneten Tanzer und Weißborn 
Für die Fraktion der CDU: Die Stadtverordneten Brade und Gudduschat 
Für die Fraktion der UWG: Der sachkundige Bürger Joeris 
Für die Fraktion Bündnis 90/ 
die Grünen:    Die sachkundige Bürgerin Appelrath 
Für die FDP:   Der Stadtverordnete Offermanns 
 

 Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 

 21 Bericht und Mitteilungen des Bürgermeisters 

  
Bürgermeister Schmitz-Kröll übergab an Stadtamtmann Wirth das Wort zu einer 
Sachstandsmitteilung über die Einführung eines Bürgerbusses in der Stadt Übach-
Palenberg. 
 
Stadtamtmann Wirth erklärte: 
 
„Am 13.12.2005 präsentierte Herr Winkens (WestEnergie und Verkehr) hier an die-
ser Stelle sein Konzept zum Projekt: „Bürgerbus in Übach-Palenberg“. 
Auf Beschluss wurde eine Einwohnerversammlung angeordnet, um den Übach-
Palenberger Bürgern das Projekt vorstellen zu können. 
Die Einwohnerversammlung fand am 16.02.2006 in der Lohnhalle des CMCs unter 
großer Beteiligung der Bevölkerung statt. Noch am gleichen Abend erklärten sich 
die ersten Bürger bereit, ehrenamtlich einen Bürgerbus zu steuern bzw. organisato-
rische Aufgaben zu übernehmen. 
 
Am 04.04.2006 gründete sich der Bürgerbusverein Übach-Palenberg e.V. Dem ge-
schäftsführenden Vorstand bestehend aus ersten und zweiten Vorsitzenden sowie 
Geschäftsführerin (Kassiererin) wurden noch 4 Beisitzer zur Seite gewählt.  
Bis zum heutigen Tag fanden sieben Sitzungen des Bürgerbusvereines statt 
(04.05., 01.06., 21.06., 16.08., 20.09., 24.10., 09.11.). 
Der Verein konzentrierte seine Arbeit hauptsächlich auf die Themen: 
- Fahrweg des Busses und Fahrweggestaltung 
- Mitglieder und Fahrerwerbung 
Hierzu wurden auch zwei Arbeitsgruppen eingerichtet. 
 
Durch mehrere öffentliche Werbeveranstaltungen (Übacher und Palenberger Wo-
chenmarkt, Städt. Seniorennachmittage) und Befragungsaktionen (u.a. Amtsblatt, 
Super Mittwoch) konnten bislang 18 ehrenamtliche Fahrerinnen und Fahrer gewon-
nen werden, die bereits verbindlich erklärt haben, im Monat für 417 bis 427 Stunden 
den Bürgerbus des Vereins zu steuern. 
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Der Bürgerbus sollte auf Vorschlag der zuständigen Arbeitsgruppe zu folgenden 
Zeiten verkehren: 
Mo - Fr   8.00 - 12.00 Uhr und 18.00 - 20.00 Uhr 
Sa    9.00 - 14.00 Uhr und 17.00 - 21.00 Uhr 
So  14.00 - 18.00 Uhr 
Somit 52 Stunden pro Woche (ca. 208 Stunden/Monat). Eine Berechnung der West-
Energie und Verkehr hierzu ergab, dass 17 Fahrer inkl. Urlaubs- und Krankenver-
tretung (13 + 3 + 1) benötigt werden.  
Im Ergebnis stehen dem Bürgerbusverein somit genügend ehrenamtliche Fahrer 
zur Verfügung. 
 
Nachdem auch ein attraktiver Linienverlauf entworfen wurde - als Grundgerüst dien-
te der Vorschlag von Hr. Winkens, WestEnergie und Verkehr, (siehe Anlage 1 zum 
Protokoll) - erfolgte seitens der WestEnergie und Verkehr hinsichtlich der Förder-
würdigkeit des Projektes eine Anfrage an die Bezirksregierung Köln. 
 
Hr. Winkens teilte am 25.01.2007 mit, dass die Bezirksregierung das Bürgerbuspro-
jekt in Übach-Palenberg fördern würde, wenn die vor Ort betroffenen Verkehrsun-
ternehmen,  
keine Einwände gegen den beabsichtigten Linienverlauf und den beabsichtigten 
Fahrtzeiten erheben würden. Im Einzelnen sind dies die Unternehmen: 
RVE, ASEAG, TAETER sowie WestEnergie und Verkehr. 
Hieraufhin fand am 14.02.2007 im Rathaus eine Besprechung zwischen den eben 
erwähnten Verkehrsunternehmen und dem geschäftsführenden Vorstand des Bür-
gerbusvereins sowie Vertretern der zuständigen Arbeitsgruppe statt. Das Ergebnis 
dieser Besprechung war leider mehr als ernüchternd. 
Die Verkehrsunternehmen ASEAG, RVE und TAETER erteilten keine Genehmi-
gung, da der Streckenverlauf eine zu große Konkurrenz gegenüber den ÖPNV-
Linien 21, 433, 491 und 497 darstelle. 
Der von der Arbeitsgruppe überarbeitete Linienweg des Bürgerbusses ist als Anla-
ge 2 diesem Protokoll beigefügt.  
 
Ein weiterer wichtiger Einwand war der Hinweis der ASEAG, dass hinsichtlich des 
Tarifes nicht unter dem AVV-Tarif angeboten werden dürfe. 
Somit wären dem Verein in punkto „Fahrpreisgestaltung“ die Hände gebunden. Die 
Frage stellt sich nunmehr: 
Gibt es einen alternativen aber dennoch attraktiven Streckenverlauf für einen Bür-
gerbus in Übach-Palenberg, der auch von den eben erwähnten Verkehrsunterneh-
men genehmigt wird? 
Hierzu findet übermorgen, Donnerstag, 29.03.2007, ein Gespräch mit dem Amt für 
Umwelt und Verkehrsplanung der Kreisverwaltung (Hr. Dick) statt. 
Danach wird sich die zuständige Arbeitsgruppe des Bürgerbusvereines wieder mit 
dem Thema befassen.“ 
 
Stadtverordnete Piez stellte sich die Frage, ob in Anbetracht der dargestellten Prob-
leme überhaupt eine kostendeckende Einrichtung eines Bürgerbusses möglich sein 
könne. Es müsse schon als Borniertheit der Verkehrsunternehmen betrachtet wer-
den, dass man ein Bürgerbusprojekt in dieser Art und Weise zu blockieren versu-
che. Offensichtlich dürften nur solche Strecken befahren werden, die nicht ansatz-
weise interessant für die bestehenden Unternehmen seien.  
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Stadtverordneter Weißborn erklärte, dass offensichtlich die WestEnergie und Ver-
kehr keine Probleme mit der Einrichtung des Bürgerbusses habe, die anderen sich 
allerdings weitgehend dagegen aussprechen. Die von der Landesregierung geför-
derten Einrichtungen von Bürgerbussen würden auf diese Art und Weise konterka-
riert werden. Er bitte die Verwaltung bei der Landesregierung prüfen zu lassen, ob 
diese Einschränkungen wirklich so hingenommen und akzeptiert werden müssen.  
 
Stadtverordneter Offermanns regte an, dass für die zu errichtende Linienführung 
des Bürgerbusses auch die Ortsteile Boscheln und Übach mit berücksichtigt werden 
sollten. Auch wenn er als Kreistagsabgeordneter die Belange der dort eingesetzten 
WestEnergie und Verkehr-Linien berücksichtigen sollte, spreche er sich eindeutig 
dafür aus auch in diesen Bereichen den Bürgerbus fahren zu lassen.  
 
Stadtamtmann Wirth verwies darauf, dass gerade in diesem Bereich eine gute Ver-
sorgung durch vorhandene Busverbindungen bestehe und der Bedarf für einen Bür-
gerbus eher an den anderen Ortsteilen orientiere. 
 
Auf Nachfrage des Stadtverordneten Rißmayer, dass die RVE sowie das Busun-
ternehmen TAETER in diesem Verfahren beteiligt werden müsse, obwohl doch die 
WestEnergie der Lizenzgeber für diese Strecken sei, erklärte Stadtamtmann Wirth, 
dass diese Untenehmen aufgrund bestehender Verträge beteiligt werden müssten.  
 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass er bezüglich er Situation des Hallen-
bades dem Rat zu verschiedenen Punkten Mitteilungen geben wolle. Zum einen 
seien am 14.03. verschiedene Mütter mit ihren Kindern zur Sprechstunde des Bür-
germeisters erschienen, um dort insgesamt 5.796 Unterschriften abzugeben. Da die 
Unterschriftenaktion noch weiter im Gange sei, rechne man jetzt mit ca. 6.000 Un-
terschriften, die eine Wiederherstellung des Nichtschwimmerbeckens fordern.  
Hierbei werde auch gewünscht, dass die gesamte Freibadfläche nicht aus den Au-
gen gelassen werde. Er könne bedauerlicherweise allerdings für dieses Jahr schon 
sagen, dass eine Eröffnung der Wasserflächen nicht möglich sei. 
Dies sei nicht nur aufgrund der fehlenden finanziellen Mittel, sondern auch vor dem 
Hintergrund der zu verrichtenden Arbeiten unmöglich. Wenn sich eine Mehrheit im 
Rat für eine Wiedereröffnung ausspreche, wäre diese frühestens 2008 machbar, 
dann sei jedoch eine kurzfristige und rechtzeitige Entscheidung hierfür zu treffen. 
Gerne könne dies, sofern es gewünscht werde, schon am 2. Mai in der Sondersit-
zung des Rates behandelt werden. 
Um jedoch dem hohen Interesse an Freibadbesuchen für die Übach-Palenberger 
entgegen zu kommen, schlage er vor, dass in den Sommerferien der Einsatz eines 
Badebusses geprüft werde. In Baesweiler sei er beispielsweise schon mit Erfolg 
eingesetzt worden und insgesamt 26 Mal im Sommer gefahren. Hier bestünden 
schon seit über vier Jahren gute Erfahrungen mit dieser Einrichtung. Eine Kosten-
kalkulation habe ergebe, dass von städtischer Seite nach Verrechung der Fahrtkos-
ten ein Zuschussbedarf von ca. 1.900 Euro kalkuliert werden müsse. Er spreche 
sich dafür aus, dass für diesen Sommer zumindest ab dem 1. Juni bis zum Ende 
der Freibadsaison dieser Bus eingesetzt werde. Für diesen Zeitraum seien dann mit 
Kosten von ca. 3.000 bis 6.000 Euro an Zuzahlung zu rechnen.  
Zur Schilderung des technischen Zustandes des Freibadbereichs übergab er das 
Wort an Beigeordneten Schlüter. 
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Beigeordneter Schlüter erklärte, dass bereits vom Bürgermeister in der Ratssitzung 
am 26.09.2006 mitgeteilt wurde, dass die Wasserverbräuche bzw. Wasserverluste 
im Außenbecken, den Rohrleitungen und der Badewassertechnik erheblich seien. 
Eine genaue Lokalisierung einzelner Schadstellen und entsprechend deren Behe-
bung sei nicht möglich, da es sich hierbei nicht nur um in letzter Zeit immer wieder 
auftretende massive Schäden z.B. an Rohrleitungen handele, die natürlich sofort 
beseitigt würden (Kosten im Jahre 2007 ca. 17.846 Euro), sondern um viele kleine-
re Schäden, die einfach nur durch das Alter der Anlagen entstehen. Die vorgenann-
ten Kosten seien in Höhe ca. 15.727 Euro von der Versicherung erstattet worden, 
dies aber mit dem Hinweis auf den Zustand letztmalig. Diese seien auch nicht durch 
mangelnde Unterhaltung hervorgerufen worden, denn an Rohranschlüssen im Erd-
bereich oder bei Verschleiß von Innen sei eine Unterhaltung nicht möglich. Auch die 
Einwirkung von Frost im Winter zehre an den gefliesten Becken und führe zu Schä-
den und Abplatzungen. Des Weiteren sei festzustellen, dass eine einseitige Set-
zung des Beckens vorliege und zu Schäden geführt habe. Auch wurde von der Be-
triebsleiterin verdeutlicht, dass die Sicherstellung der ausreichenden Badewasser-
qualität nicht mehr mit der vorhandenen Filtertechnik, sondern nur durch die Beimi-
schung einer enorm großen Frischwassermenge und das Regeln der Chlorgasan-
lage nach drei Stunden Freibadbetrieb per Hand möglich sei und dies in Verbindung 
mit der ständigen Kontrolle der Badewasserqualität einen erhöhten Personalauf-
wand ergebe. Unter Einbeziehung der Fachplanung bei der Modernisierung und 
Sanierung des Hallenbades, nämlich der STAWAG bzw. der ECON-
Umweltingenieure sowie des Architekten Scheibenpflug sei von diesen zunächst 
eine Beweisaufnahme vorgenommen worden. Weiterhin sei es Aufgabenstellung 
gewesen, die Kosten zu ermitteln, die notwendig seien, das Nichtschwimmerbecken 
überhaupt und vielleicht auch nur für einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren weiter 
betreiben zu können. Diese beiden Stellungnahmen seien bereits mit Schreiben des 
Bürgermeisters vom 14.03.07 den Fraktionen sowie der SPD zugesandt worden. 
Ohne im Detail auf die Ausführungen eingehen zu wollen, bleibe für den Bereich 
der Technik festzuhalten, dass  
- die Wasseraufbereitungsanlagen nicht mehr den geltenden Vorschriften und den 

allgemeinen anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
- somit die Einhaltung der Betriebsbedingungen und die Einhaltung der Hygiene-

parameter des Beckenwasser nicht mehr gewährleistet werden könne 
- nur eine Grundsanierung Abhilfe verschaffen könne. 
 
Auch die Nachrüstung einer Absorptionsstufe in die vorhandene Altanlage mit im-
merhin Kosten von 97.000 Euro würde zwar die Beckenwasserqualität deutlich 
verbessern, aber das Betriebsrisiko nicht minimieren. Hierzu seien die erdverlegten 
Rohrleitungen und mindestens der Schwallwasserbehälter mit ca. 80.000 Euro aus-
zutauschen. Dies ergebe immerhin schon ein Kostenvolumen von 177.000 Euro 
netto. Dem gegenüber werde die als ausschließlich für sinnvoll angesehene Grund-
sanierung mit ca. 302.000 Euro netto angegeben. Ergänzend zur Technik wurde 
der Bauzustand des Beckens untersucht und vom Architekten Scheibenpflug dar-
gestellt, dass ohne größeren Aufwand eine sach- und fachgerechte Sanierung nicht 
möglich sei. So sei die komplette Beckenverrohrung in Verbindung mit der Aufnah-
me des Beckenumganges zu erneuern, das Becken komplett zu isolieren, der sa-
nierungsbedürftige Beckenkopf komplett neu aufzubauen, um die Wasserhydraulik 
zu gewährleisten. Mit den entsprechenden Nebenarbeiten würden hier Kosten in 
Höhe von 780.000 Euro netto veranschlagt werden müssen. Dies ergebe nach Kos-
tenschätzung der beiden Fachbüros eine Sanierungssumme von 1.082.000 Euro 
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netto (brutto ca. 1.300.000 Euro). Der aktuelle Zustand lasse sich dabei nur teilwei-
se auf Bildern darstellen. Eine in Augenscheinnahme vor Ort mache manches noch 
viel deutlicher.  
 
Beigeordneter Schlüter betonte an dieser Stelle ausdrücklich, dass die Kosten-
schätzung nicht gleichzeitig der Vorschlag oder die Empfehlung darstelle so zu ver-
fahren, sondern nur die realistische von Fachleuten ermittelte Kostenseite aufzeige, 
den ein Weiterbetrieb des vorhandenen Außenbeckens bedeuten würde.  
 
Stadtverordneter Weißborn gab seine Verwunderung darüber zum Ausdruck, dass 
diese Planung lediglich einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren beinhalte. Ihn würde 
interessieren, wie hoch sich die Kostenalternative bei einer längerfristigen Sanie-
rung darstelle. Er hätte es ebenfalls gerne gesehen, wenn man als Alternative bei-
spielsweise die Sanierung des Schwimmerbeckens in Betracht gezogen hätte. Ins-
besondere seien für ihn zusätzliche Alternativen notwendig, über die selbstver-
ständlich schnell entschieden werden müsse, wolle man im kommenden Jahr die 
Öffnung des Freibades anpeilen. 
In Bezug auf den Vorschlag zur Einrichtung eines Badebusses erklärte er, dass er 
sich auf Dauer diese Einrichtung nicht vorstellen könne. Er wisse, dass das Freibad 
in Merkstein teilweise in den Mittagsstunden schon überfüllt sei, sofern das Frei-
badwetter Besucher auch aus dem weiteren Umfeld anziehe. Zudem bestehe die 
Gefahr, dass zusätzlich noch Gäste vom Hallenbad weggezogen würden und hier 
nachher der eine oder andere Besucher zusätzlich fehle.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erklärte, dass er sich in dieser Angelegenheit bereits 
erkundigt habe und auch die Situation in Merkstein ihm bekannt sei. Nach Auskünf-
ten sowohl der Stadt Herzogenrath, als auch der Stadt Baesweiler sei es noch nie 
zu einer Schließung des Freibades Merkstein wegen Überfüllung gekommen. 
Er halte es nicht für zumutbar, bei heißen Temperaturen ausschließlich auf die Be-
nutzung des Hallenbades zu setzen. Wenn man dies jedoch favorisiere, würde man 
hierbei auch schnell an die Kapazitäten stoßen. Der Vorschlag zur Einrichtung ei-
nes Badebusses werde von ihm ebenfalls nur als Übergangslösung und lediglich 
als Angebot für die betrachtet, die unbedingt zum Schwimmen in ein Freibad woll-
ten. 
 
Stadtverordneter Weinen erklärte, dass der Kostenrahmen von 1,3 Mio. Euro sehr 
umfangreich sei. Im Vergleich dazu könne man über eine erheblich lange Zeit einen 
Badebus finanzieren. Er erinnerte daran, dass die Freibadanlagen ganz bewusst 
nicht entfernt worden seien, da sich der Stadtrat eine spätere Wiedereröffnung des 
Freibades durchaus vorbehalten habe. Zum jetzigen Zeitpunkt sehe er jedoch auf-
grund der starken Verschuldung der Stadt wenig Spielraum für eine kostenintensive 
Investition.  
 
Stadtverordnete Weinhold erklärte, dass sich die UWG-Fraktion für die Einrichtung 
eines Badebusses ausspreche.  
 
Stadtverordneter Offermanns erklärte, dass er die Einrichtung eines Badebusses 
für nicht sinnvoll halte. Er glaube, dass gerade in den heißen Sommermonaten die 
Benutzung des Busses unzumutbar sei, da zu heißen Temperaturen die Fahrt nicht 
zu empfehlen sei. Schon jetzt werde davon gesprochen, dass der kommende 
Sommer der heißeste seit Menschengedenken werde. Die Tatsache, dass auch in 
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Übach-Palenberg mit höheren Steuereinnahmen gerechnet werden könne, solle 
dazu führen, dass man den Bürgern zusätzliche Angebote geben solle. Er bitte zu 
prüfen, ob die Kalkulation zur Wiederherstellung eines Freibadbeckens vielleicht 
auch mit geringeren finanziellen Aufwendungen möglich sein könne. 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll bat darum nicht zu verwechseln, dass trotz zusätzli-
cher Steuereinnahmen ein Defizit im Haushaltsjahr 2006 aufgefangen werden 
müsste.  
 
Auf Nachfrage des Stadtverordneten Weißborn erklärte Erster Stadtbeigeordneter 
Piotrowski, dass im letzten Sommer insgesamt ca. 23.000 Besucher für das Freibad 
gezählt worden seien. 
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll ergänzte, dass man bei einer sachgerechten Bewer-
tung nicht davon ausgehen dürfe, dass alle Schwimmbadbesucher einen Badebus 
in Anspruch nehmen würden. Die Erfahrungen aus Baesweiler zeigen, dass man 
mit einem Bus sehr gut auskomme. 
 
Beigeordneter Schlüter berichtete darüber, dass die Renovierung des Bahnhofge-
ländes durch die Deutsche Bahn AG nunmehr mit festen Terminen bekannt gege-
ben wurde. So sollen die Bauarbeiten am 28.07.2007 starten und am 09.05.2008 
komplett abgeschlossen sein. Er hoffe, dass vor der Sommerpause die gesamten 
Umgestaltungsvorhaben konkret vorgestellt werden können.  
 

  Anfragen 

  
Anfragen der CDU-Fraktion 
----------------------------------------- 
 
Stadtverordneter Weinen erkundigte sich nach dem Sachstand zur Bebauung des 
Grundstücks gegenüber dem Rathaus sowie zur beabsichtigten Kanalsanierung in 
Scherpenseel.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll erläuterte, dass die Gespräche mit den Interessier-
ten, die sich an diesem Projekt beteiligen wollen z.Zt. liefen. Er hoffe, dass bis zum 
Ende des Monats oder etwas später ein Ergebnis in dieser Sache vorliege. Er wer-
de hierzu in der nächsten Sitzung gerne berichten. 
 
Beigeordneter Schlüter erklärte, dass zum Thema Hochwasserschutz Scherpen-
seel ein Treffen mit allen Beteiligten in Landgraaf durchgeführt wurde. Hierbei sei 
man sich bezüglich der Kosten und der Planung einig geworden. Nunmehr sei das 
Gespräch mit dem Kreis Heinsberg und der Bezirksregierung zu suchen. Er hoffe, 
dass vor der Sommerpause ein Bericht bzw. schon eine Beschlussvorlage von der 
Verwaltung vorgestellt werden könnte. 
Schon jetzt könne er sagen, dass durch die beabsichtigte Maßnahme die Stadt Ü-
bach-Palenberg als auch die Gemeinde Landgraaf hiervon profitieren würden.  
 
Bürgermeister Schmitz-Kröll schloss die öffentliche Sitzung um 20.35 Uhr und 
unterbrach den Sitzungsfortgang für eine Pause bis 20.56 Uhr. 

  



- 26 - 

  Seite 26 von 26 
 
 

 
 
 
 
Nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit schloss Bürgermeister Schmitz-Kröll um 
21.35 Uhr die Sitzung. 
 
 
Schmitz-Kröll            Schröder 
Bürgermeister          Schriftführer 
 


